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Man dürfe nicht auf die Landesregierung warten, so die SPD-
Kreistagsfraktion. Eltern mit geringem und mittlerem Einkommen
müsse jetzt geholfen werden

KKrreeiiss  WWeesseell Noch ist nicht klar, wann Eltern in NRW

bei den Kita-Beiträgen und -Verpflegungskosten ent-

lastet werden, die Pläne sind im dritten Entlastungspa-

ket der Bundesregierung formuliert. Angesichts des In-

flationsdrucks fordert die SPD-Kreistagsfraktion mehr

Tempo von der Landesregierung bei der Umsetzung.

Gleichzeitig will man vorsorglich vor Ort Tatsachen

schaffen. Darum stellt die SPD jetzt an den Ausschuss

für Kinder- und Jugendhilfe am Dienstag, 20. Septem-

ber, den Antrag, Familien mit geringem und mittlerem

Einkommen im Kreis Wesel zu entlasten.

Die SPD-Kreistagsfraktion möchte Eltern bei den Kita-Gebühren schnellstens
entlasten (Symbolbild). FFrriissoo  GGeennttsscchh dpa



Unter anderem fordern die Sozialdemokraten, die Bei-

tragsfreiheit für den Kita-Besuch auf die Einkommens-

stufen 2 und 3 auszuweiten, also bis zu einem Jahres-

einkommen von 49.000 Euro zu garantieren. Die Bei-

tragssätze der nachfolgenden Stufen sollen um jeweils

eine Stufe gesenkt werden.

Der Antrag solle lediglich „der ohnehin im Koalitions-

vertrag geplanten finanziellen Entlastung für Familien

durch die schwarz-grüne Landesregierung vorgreifen“.

Daher hoffe man „vor allem bei unseren Kreistagskol-

leginnen und Kollegen von CDU und Grünen“ auf

breite Zustimmung, so die SPD.

Die Verantwortung für den kostenlosen Kitabesuch lie-

ge in erster Linie bei der schwarz-grünen Landesregie-

rung. Sie gebe die Rahmenbedingungen für die Erhe-

bung von Elternbeiträgen in den Städten und Gemein-

den vor, so der kinder- und jugendpolitische Sprecher

der SPD-Kreistagsfraktion Ralf Eloo. „Aber außer der

vollmundigen Ankündigung im Koalitionsvertrag, end-

lich auch das dritte Kita-Jahr vor der Einschulung ge-

bührenfrei zu stellen, ist bislang seitens der schwarz-

grünen Landesregierung nichts geschehen.“



Seine Fraktion sehe sich daher in der Pflicht, die Kolle-

ginnen und Kollegen der CDU- und der Grünen-

Fraktion im Weseler Kreistag aufzufordern, entspre-

chend auf ihre Landtagskolleginnen und -kollegen ein-

zuwirken.

Man begrüße das dritte Hilfspaket der Bundesregie-

rung, sagt Ralf Eloo. Er fordert, die geplanten Maßnah-

men zügig umzusetzen, denn „der schnelle Schutz brei-

ter Bevölkerungsschichten vor dem sozialen Abstieg“

wiege schwerer als die Vermeidung von Haushaltsdefi-

ziten. Gleiches gelte, so Eloo weiter, auch für das Land

NRW und den Kreis Wesel. „Angesichts der zum Teil

dramatischen Lage von Familien mit geringem und

mittlerem Einkommen, insbesondere auch von alleiner-

ziehenden Müttern und Vätern, stehen Land und Kreis

in der Pflicht, für schnelle und zielgenaue Entlastung

zu sorgen.“


